






(2) 

Die Parteien werden sich spätestens 2023 auf der Grundlage der bis Ende 2022 vor­

liegenden wissenschaftlichen Erkenntnisse darüber verständigen, welche Materialva­

rianten für eine erfolgreiche Umrüstung zur Verfügung stehen und welche Lösung ab 

diesem Zeitpunkt weiterverfolgt werden soll. Dabei werden folgende Kriterien in die 

Entscheidung einbezogen: 

(3) 

• Jeweiliger Zeitpunkt der Verfügbarkeit und Qualifizierung des Brennstoffs;

• Jeweiliger Zeitbedarf für den Änderungsantrag, das Genehmigungsverfahren

und den Umbau;

• Jeweils niedrigster erreichbarer Grad der Uran-235-Anreicherung;

• Technische und wirtschaftliche Aspekte;

• Zukunftssicherheit des FRM II;

• Vermeidung signifikanter Leistungseinbußen für die Nutzung.

Nach Entscheidung für eine der verfügbaren Materialvarianten im Jahr 2023 wird die 

TUM zeitnah die Antragstellung für die Umrüstung des FRM II vorbereiten. Die Vor­

lage eines Antrags samt beizufügender Unterlagen, der die Voraussetzungen zur 

Einleitung eines Genehmigungsverfahrens (insbesondere §§ 2 und 3 Atomrechtliche 

Verfahrensverordnung) bei der zuständigen Genehmigungsbehörde erfüllt, wird bis 

Ende 2025 angestrebt. 

(4) 

Die Parteien kommen überein, sich in regelmäßigen Statusrunden unter Beteiligung 

unabhängiger Experten über die Fortschritte bei der Erforschung der Brennstoffvari­

anten und die nachfolgende Vorbereitung des Änderungsantrags informieren zu las­

sen. Die Öffentlichkeit wird über die Erreichung wesentlicher Meilensteine informiert. 

(5) 

Eine mehrfache, stufenweise Umrüstung des Forschungsreaktors wird zurzeit nicht 

ausgeschlossen. Dabei wäre aber zu berücksichtigen, dass ein für die Umbauten er­

forderlicher wiederholter Stillstand des Reaktors die Verfügbarkeit der Anlage für die 

wissenschaftliche Nutzung erheblich beeinträchtigen würde. Hinzu kämen die hohen 






